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Ausgabe A. 


FGeſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 36 36 Ausgegeben Danzig, den 24. September 1930 


Inhalt. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 31. 8. 1928 
(S. 183). — Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die Tilgung 
von Strafregiſtervermerken vom 26. Mai 1922 (S. 183) — Verordnung zur Aenderung der Strafregiſterverordnung vom 
29. Oktober 1926 (S. 184). — Bekanntmachung betreffend den Beitritt von Jugoſlawien zu dem revidierten Berner 
Abkommen vom 13. 11. 1908 betr den Schutz literariſcher und künſtleriſcher Werke (S. 186). 


70 Verordnung 
zur Ausführung des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 31. 8. 1928 
(G. Bl. S. 173). 
Vom 16. 9. 1930. 
Auf Grund der SS 90, 100 des Geſetzes betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 
31. 8. 1928 (G. Bl. S. 173) werden nach Anhörung der wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer folgende Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 
. 

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand findet unter den Vorausſetzungen des $ 90 des Ar- 
beitnehmerausſchußgeſetzes durch Beſchluß des Arbeitsgerichts oder des vereinbarten Schiedsgerichts 
Haft. 


4 


§ 2. 

Der Antrag auf Wiedereinſetzung muß innerhalb einer zweiwöchigen Friſt gejtellt werden. 

Die Friſt beginnt mit dem Tage, an welchem das Hindernis behoben iſt. 

Nach Ablauf von einem Monat, von dem Ende der verſäumten Friſt an gerechnet, kann die 
Wiedereinſetzung nicht mehr beantragt werden. d 

§ 3. 
Der Antrag auf Wiedereinſetzung muß enthalten: 
1. die Angabe der die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen, 
2. die Angabe der Mittel für deren Glaubhaftmachung, 
3. im Falle des $ 82 Abſ. 3 und des § 86 Abſ. 1 die verſäumte Anrufung. 
§ 4. 

Wird dem Antrag auf Wiedereinſetzung ſtattgegeben, ſo iſt in dem Falle des § 3 Ziffer 3 dieſer 
Verordnung zugleich das Verfahren ſelbſt fortzuführen. In den übrigen Fällen iſt die verſäumte Er- 
klärung binnen zwei Tagen abzugeben, ſoweit ſie nicht bereits abgegeben iſt; eine Wiedereinſetzung 
gegen eine nochmalige Verſäumung findet nicht ſtatt. 

§ 5. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. September 1930. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Arczynski. 


71 Verordnung 


zur Ergänzung des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die Tilgung 2 
Strafregiſtervermerken vom 26. Mai 1922 (G. Bl. S. 121). 
5 Vom 17. 9. 1930. 

Auf Grund des $ 9 Abſatz 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 

vom 20. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
8 1. 

In dem Geſetz über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die Tilgung von Strafver— 

merken vom 26. Mai 1922 (G. Bl. S. 121) wird als $ 7a folgende Vorſchrift eingefügt: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 10. 1930.) 


1 
n 


5 Der a ’ 

"Für Strafen, die bis zum Inkrafttreten des Geldſtrafengeſetzes vom 28. September 1923 
(G. Bl. S. 999) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1101) in 
Mark erkannt ſind, betragen die Friſten, nach deren Ablauf beſchränkt Auskunft zu erteilen und 
der Strafvermerk zu tilgen iſt, je fünf Jahre. War der Verurteilte zu der Zeit der Tat noch 
nicht 18 Jahre alt, ſo verkürzen ſich die Friſten von je fünf Jahre auf je drei Jahre. Auf die 
Berechnung der Friſten finden die SS 6 Abſatz 2 und 7 Abſatz 2 Anwendung. 


3 § 2. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1930 in Kraft. 
Danzig, den 17. September 1930. f 
Der Senat der Freien Stadt Danzig.“ 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski-Keiſer. 


7 i Verorduung 
zur Anderung der Strafregiſterverordnung vom 29. Oktober 1926 (G. Bl. S. 309). 
; . Bom 17. 9. 1930. 


Auf Grund des $ 12 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die 
Tilgung von Strafvermerken vom 26. Mai 1922 (G. Bl. S. 121) wird folgendes verordnet: 


a . Artikel J. 0 8 
Die Strafregiſterverordnung vom 29. Oktober 1926 (G. Bl. S. 309) wird wie folgt geändert: 
1. In $ 2 wird der Abſatz 1 durch folgende Vorſchriften erſetzt: . a 

Dem Strafregiſter ſind die Verurteilungen mitzuteilen, die wegen einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung durch Urteil oder Strafbefehl eines Danziger Gerichts oder von einer Danziger Ver⸗ 
waltungsbehörde durch Strafverfügung oder Strafbeſcheid oder im Unterwerfungsverfahren 
ausgeſprochen ſind. | f 

Die Vorſchrift des Abſatzes 1 gilt nicht für Verurteilungen, die auf Grund des § 333 
des Steuergrundgeſetzes oder des $ 130 des Branntweinſteuergeſetzes erfolgt ſind. 

Verurteilungen zu Geldſtrafe wegen einer Übertretung ſind nur mitzuteilen, wenn es ſich 
um Zuwiderhandlungen gegen die 88 361, 363 des Strafgeſetzbuches handelt. g 

Außer der Hauptſtrafe ſind auch alle in der Entſcheidung angeordneten oder zugelaſſenen 
Nebenſtrafen und Nebenfolgen mitzuteilen. Iſt auf eine Geldſtrafe erkannt, ſo iſt auch die 
im Falle der Uneinbringlichkeit an ihre Stelle tretende Erſatzfreiheitsſtrafe oder die in den 

i Fällen des 8 27 b des Strafgeſetzbuches an ſich verwirkte Freiheitsſtrafe mitzuteilen. 
2. Die bisherigen Abſätze 2—4 werden die Abſätze 5.7. 2 5 b 
3. In 8 4 erhält der Abſatz 1 folgende Faſſung: \ 

Iſt auf eine Geldſtrafe über 5000 Gulden, auf Zuchthaus oder auf Gefängnis oder 
Feſtungshaft von mehr als drei Monaten oder neben einer Freiheitsſtrafe auf Verluft dev 
bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelner Rechte oder Fähigkeiten oder auf Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht oder auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde erkannt, jo iſt dem Straf- 
tegifter der Tag mitzuteilen, an dem die Strafe oder bei bedingtem Erlaß eines Strafreſtes 
der nicht erlaſſene Teil der Strafe verbüßt oder die Geldſtrafe bezahlt iſt. 

4. Im 8 9 Nr. 1 werden hinter dem Worte „war“ die Worte „oder als Taubſtummer die zur 
Erkenntnis der Strafbarkeit der von ihm begangenen Handlung erforderliche Einſicht nicht be— 
ſaß“ eingefügt, a N 3 i 

5. Dem 8 10 wird folgender Abſatz 2 hinzugefügt: N 
Er kann anordnen, daß die Strafregiſterbehörden ſolche Mitteilungen in das Straf⸗ 
regiſter aufzunehmen und über dieſe Vermerke nach den allgemeinen Vorſchriften Auskunft 

zu erteilen haben. 975 . e N 
6. In $ 12 werden DEREN 5 N 
ah in Abſatz 1 zwiſchen die Worte „den“ und „anliegenden“ die Worte „der Allgemeinen 


8 Verfügung des Senats Nr. 58 vom 29. Ottober 1926“ eingefügt, 7 5 
b) in Abſatz 2 die Worte „§ 2 Abſatz 1, 2“ durch die Worte „Ss 2 Abſatz 1, 3 bis 5“ erſetzt. 
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zugeſetzt: 


In $ 13 wird dem Abſatz 4 folgender Satz 2 hin 
Iſt die Entſcheidung in höherer Inſtanz in der Hauptſache geändert worden, ſo iſt 


hinter dem Aktenzeichen der höheren Inſtanz das Gericht der erſten Inſtanz und deſſen 
Aktenzeichen in Klammern zu vermerken. a 8 


§ 14 wird zwiſchen Abſatz 1 und 2 folgender neuer Abſatz eingefügt: 

Kann der richtige Name des Verurteilten feſtgeſtellt werden, ſo iſt im Strafregiſter 
unter dem falſchen Namen auf die Stelle zu verweiſen, wo Vermerke für den Verurteilten 
unter ſeinem richtigen Namen einliegen. Weiter eingehende Mitteilungen ſind dorthin abzu⸗ 
geben. Unter dem richtigen Namen iſt zu vermerken, welche Namen der Verurteilte zu Un⸗ 
recht führt. 
bisherigen Abſätze 2 und 3 werden die Abſätze 3 und 4. 


$ 19 Abſatz 1 werden die Worte „8 2 Abſatz 1, 2, 4“ durch die Worte „S 2 Abſatz 1, 


3 bis 5, 7“ erſetzt. 


11. Im $ 21 Abſatz 1 wird die Ziffer „3“ durch die Ziffer „6“ erſetzt. 
12. Im 8 23 Abſatz 1 werden die Worte „Abſatz 1 bis 3“ durch die Worte „Abſatz 1, 3 bis 6“ 
erſetzt. 


13. Als 


14. Als 


15. Im 


16. Als 


§ 23 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 23a. 

Hat die Strafvollſtreckungsbehörde feſtgeſtellt, daß eine Strafe verjährt iſt, die unter 
die Beſtimmungen des 8 6 Abſatz 1 Nr. 2 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem 
Strafregiſter und die Tilgung von Strafvermerken fällt, ſo iſt ein entſprechender Vermerk 
in das Strafregiſter aufzunehmen. 


§ 28a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 28a. ’ 
Der Senat kann anordnen, daß die Strafregiſter oder Teile von ſolchen in Kartothek⸗ 
form oder in einer anderen von der allgemeinen Einrichtung der Strafregiſter abweichenden 
Art zu führen ſind. 


$ 33 wird dem Abſatz 2 folgender Satz 5 hinzugefügt: 8 

Wird ein dem Strafregiſter überſandter Vordruck F mit Maſchinenſchrift ausgeführt, 
ſo kann die Einteilung des Vordrucks in Spalten unbeachtet bleiben, wenn hierdurch die Klar⸗ 
heit der Mitteilung nicht beeinträchtigt wird; die Angaben ſind hierbei in der Reihenfolge 
der Spalten über die ganze Mitteilung hinweg einzutragen. 


§ 35a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

2 § 35 a. 

Ergibt ſich aus dem Erſuchen um Auskunft, daß dieſe zu einer Übertretungsſache ver- 
langt wird, ſo genügt die Mitteilung der Verurteilungen wegen Übertretungen und die Mit⸗ 
teilung der Geſamtzahl der Verurteilungen wegen Verbrechen und Vergehen, ſofern nicht 
die erſuchende Behörde ausdrücklich einen vollſtändigen Auszug verlangt. 


17. Im 8 37 werden 
a) der Abſatz 1 ſo gefaßt: 


Inwieweit ausländiſchen oder ſolchen Behörden oder Stellen, die von dem Senat der 
Freien Stadt Danzig gemeinſam mit ausländiſchen Regierungen eingerichtet ſind, koſtenfrei 


oder gegen eine Gebühr Auskunft aus dem Strafregiſter zu erteilen iſt, beſtimmt, ſoweit 


nicht in Geſetzen oder Vereinbarungen der Freien Stadt Danzig Beſtimmung getroffen iſt, 
der Senat. 5 


b) im Abſatz 2 die Worte „Behörden ausländiſcher Staaten“ durch die Worte „Behörden 
oder Stellen der in Abſatz 1 bezeichneten Art“ erſetzt. 


18. Im 


5 kunftserteilung (E) kann auch das Dinformat A 4 (297x210 mm) verwendet werden. 


§ 43 Abſatz 1 erhält der Satz 1 folgende Faſſung: 

Die Vordrucke für die Strafnachricht (A), für das Erſuchen um Auskunftserteilung (F) 
und für die Steckbriefnachrichten (8) ſind in dem Dinformat B 5 (250x176 mm) zu halten. 
Abweichungen bis zu 2 mm in Höhe und Breite ſind zuläſſig. Für das Erſuchen für Aus- 
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19. Im 8 47 ih: Sat 2 geifrichen 25 durch 1 Sat et; 
Gleichzeitig tritt die Strafregiſterverordnung vom 12. Juni 1920/2. Juni 1922 
. IBI S. 321/279 — übernommen durch die allgemeine Verfügung Nr. 34 vom 
23. Oktober 1922 — J. 5100/22 — außer Kraft mit Ausnahme der Anlage — Ver⸗ 
zeichnis derjenigen Behörden und Stellen, denen Auskunft aus dem Strafregiſter zu erteilen 
iſt —, die weiterhin gilt. s 
20. Im 8 48 wird das Wort „neuen“ durch die Worte „nach der Einttanung erlaſſenen“ erſetzt. 
Artikel II. a 
Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung im Strafregiſter niedergelegten Vermerke über 
Verurteilungen nach 8 151 des Vereinszollgeſetzes find zu vernichten oder, falls das Strafregiſter 
N Vermerke enthält, die beſtimmungsgemäß darin verbleiben müſſen, unkenntlich zu machen. 
Artikel III. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1930 in Kraft. 


Danzig, den 17. September 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski-Keiſer. 


73 Bekanntmachung 


betreffend den Beitritt von Jugoſlawien zu dem tevidierten Berner Abkommen vom 13. 11. 1908 
betr. den Schutz literariſcher und künſtleriſcher Werke. 


Vom 31, 8. 1930. 


Jugoſlawien iſt dem revidierten Berner Abkommen vom 13. 11. 1908, betr. den Schutz literariſcher f 
und künſtleriſcher Werke (G. Bl. der Freien Stadt Danzig 1923 S. 7 und 8), beigetreten. 


Der Beitritt iſt erfolgt mit Wirkung vom 17. Juni 1930 und zwar mit dem Vorbehalt, daß 
bezüglich des Rechts der Überſetzung von literariſchen Werken in die Sprachen von Jugoſlawien 
die Vorſchriften des Abkommens vom 9. 9. 86,4. 5. 96 Anwendung finden. 


Danzig, den 31. Auguſt 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Strunk. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


